
Staatsoberhaupt der Bundesrepublik Deutschland ist der Bundespräsident. Er wird 
von der Bundesversammlung gewählt, einem Verfassungsorgan, das nur zu diesem 
Zweck zusammentritt. Es besteht aus den Abgeordneten des Bundestags und einer 
gleich großen Anzahl von Delegierten, die� den Länderparlamenten gewählt 
werden. Gewählt wird der Bundespräsident für eine Amtszeit von fünf Jahren. Eine 
einmalige Wiederwahl ist zulässig. Der Bundespräsident�rtritt die Bundesrepublik 
völkerrechtlich. Er schließt z.B. im Namen des Bundes Verträge mit ausländischen 
Staaten ab, Er schlägt dem Bundestag einen Kandidaten für das Amt des 
Bundeskanzlers vor und ernennt und entlässt auf Vorschlag des Bundeskanzlers die 
Bundesminister. Der Bundespräsident seit 2004 ist Horst Köhler. 

Der Deutsche Bundestag ist die yolksvertretung der Bundesrepublik Deutschland. Er 
wird vom Volk auf vier Jahre gewählt. Die wichtigsten Aufgaben des Bundestages 
sind die Gesetzgebung, die Wahl des Bundeskanzlers und die Kontrolle der 
Regierung. Die Abgeordneten des Bundestages werden in freier, gleicher und 
geheimer Wahl gewählt. Entsprechend ihrer Parteizugehörigkeit schließen sie sich zu 
Fraktionen und Gruppen zusammen. Der Präsident des Bundestages wird nach 
altem deutschen Verfassungsbrauch aus den Reihen der stärksten Fraktion gewählt. 

Der Bundesrat, die Vertretung der 16 Länder, wirkt bei der Gesetzgebung und 
Verwaltung des Bunaes mit. Im Gegensatz zum Senatssystem von Bundesstaaten 
wieden USA oder der Schweiz besteht der Bundesrat nicht aus gewählten 
Volksvertretern. Den Bundesrat bilden Mitglieder der Landesregierungen oder deren 
Bevollmächtigte. Je nach Einwohnerzahl haben die Länder drei, vier, fünf oder sechs 
Stimmen. Mehr als die Hälfte aller Gesetzvorschläge benötigt die Zustimmung des 
Bundesrats, d.h. sie können nicht ohne oder gegen den Willen des Bundesrats 
zustande kommen. 

Die Bundesregierung, das Kabinett, besteht aus dem Bu11q�skanzler und den 
Bundesministern. Der Bundeskanzler nimmt innerhalb der Bundesregierung und 
gegenüberden Bundesministern eine �tändige, hesvorgehobene Stellung ein. Er 
führt im Bundeskabinett den Vorsitz. Ihm allein steht das Recht zur Kabinettsbildung 
zu: Er wählt die Minister aus urid macht den für den Bundespräsidenten 
verbindlichen Vorschlag ihrer Ernennung oder Entlassung. Der Kanzler entscheidet 
außerdem über die Zahl der Minister und legt ihre Geschäftsbereiche fest. Die 
Bundeskanzlerin seit 2005 ist Angela Merkel. 

Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe wacht über die Einhaltung des 
Grundgesetzes. Es wird nur auf Antrag tätig. Jeder Bürger hat das Recht, sich an das 
Verfassungsgericht zu wende'n;'wenn er sich durch den Staat in seinen 
Grundrechten verletzt fühlt. 
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GEW ALTENTEJLUNG 

Teilun� .. i.'.
der Staatsgewalt 
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Gesetzgebende Gewalt 

Art. 38-49 Art. 50-53 

---. 

Volksvertretung Ländervertretg. 
Art. 71, 73 

Ausschließliche Gesetzgebung 

Art. 72, 74 
Konkurrierende Gesetzgebung 

Parlamente der Länder 

Gesetzgebung der Länder 

Grundgesetz 
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Vollziehende Gewalt 

Art. 62-69 
Bundeskanzler■ Minister

lllllll�11YIIIIIII 
Bundesregierung 

Art. 86, 87 
Bundeseigene Verwaltung 

Art.85 
Auftragsverwaltung 

Länderregierungen 

Länderverwaltungen 
Kreisverwaltungen 

Gemeindeverwaltungen 
-

Rechtsprechende Gewalt 

Art. 92-104 
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Bundes-

verfassungsgericht 

........ 
Oberste Gerichtshöfe 

Gerichte der Länder 
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Art. 20 Alle Staatsgewalt J IIJ.t� f �.!-�j�eht vom Volke aus

...__ _________ ___:.;(f!�,�i}_f_JJ. -f..rv· * ! ZAHLEN BILDER lffi

Die Staatsgewalt ist die dem Staat zustehende höchste Befehls- und Zwangsgewalt, ohne die er seine 
ursprünglichen und wesentlichen Aufgaben nicht erfüllen könnte: den Schutz nach außen und die Wahrung 
von.Recht und Sich.erheit im Inneren. T�er der Staatsgewalt in einer Demokratie ist das Volk. Bei ihm liegt 
die letzte Entscheidung über die Verfassungsordnung, in aeren Rahmen sich die Ausübung der Staatsge­
walt einfügen muß. 

Um die Zusammenballung staatlicher Macht in den Händen eines einzelnen oder einer gesellschaftlichen 
Gruppe zu verhindern, sind die verschiedenen Funktionen der einheitlichen Staatsgewalt im demokrati­
schen Verfassungsstaat auf mehrere vcineinander unabhängige Organe verteilt. Im Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland ist die Gewalteoteilung__durcb, Art. ?O als unabänderliches Verfassungsprinzip 
verankert. 

Die gesetzgebende Gewalt (Legislative) �ttt die für das Zusammenleben im Staat erforderlichen 
Rechtsnormen, an die Verwaltul}g und Rechtsprechung gebunoen sind. Auf Bundesebene wird sie schwer­
purikfmäßii f vom ��g als der V�u_ng_i;les _\{olkes und vom Bundesrat ausgeübt; an ihr beteiligt 
sind aber auch die ,Bundesregierung, von der die meisten Gesetzesinitiativen ausgehen, und das Bundes­
verfassungsger_icht, das über die Vfilfassungsmäßigkeit von Gesetzen befindet.

Die vollziehende Gewalt (Exekutive) führ:t die Gesetze aus. Dafür sind in erster Linie die Bundesregie­
rung und die Länderregierungen mit den ihnen nachgeordneten Verwaltungen zuständig. Die Bundesregie­
rung nimmt politische Führungsaufga!Jen wahr; sie kann ?llgemeine Verwaltungsvorschriften erlassen und 
übt die Aufsicht über die Durchführung der Bundesgesetze aus. In Art. 87 GG sind die Sachgebiete genannt. 
die unter bundeseigener Verwaltung stehen. Andere Verwaltungsaufgaben werden von den Behörden der 
Länder im Auftrag des Bundes oder, wenn es sich um Ländergesetze handelt, in eigener Zuständigkeit aus­
geführt. 

1 

Die rechtsprechende Gewalt (Judikative) sorgt für die verbindliche Rechtsauslegung und für die An­
.wendun.9_der Rechtssätze auf den einzelnen Fall. Sie liegt in den Händen unabhängiger Gerichte, an deren 
Spilz

e 

das Bundesverfassüngsgericht und die fünf obersten Gerichtshöfe des.Bund�? stehen. 



Aufbau des Staates


1) Regierungschef der Stadtstaaten: in Bremen - Bürgermeister, Hamburg - Erster Bürgermeister, Berlin - Regierender Bürgermeister genannt
2) In den Stadtstaaten werden die Landesminister Senatoren genannt, in Bayern werden sie Staatsminister genannt.

3) Vom Landesparlament gewählte Vertreter des Volkes. Diese müssen nicht dem Landesparlament angehören. 

Außerdem sind alle Mitglieder des Bundestags Mitglieder der Bundesversammlung

4) Wahlen sind allgemein, frei, geheim, unmittelbar und gleich, ab 18

5) Je nach Bundesland existieren unterschiedliche Regelungen zur Bestimmung der Mitglieder des Verfassungsgerichtes auf Landesebene.


Legende

       Wahl (4)

       Entsendung/Mitgliedschaft

       Vorschlagsrecht/Einsetzen/Entlassen


  Exekutive

       Legislative

       Judikative

(3)(3)

(1)

(2)

(5)LandesebeneBundesebene
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1) Regierungschef der Stadtstaaten: in Bremen - Bürgermeister, Hamburg - Erster Bürgermeister, Berlin - Regierender Bürgermeister genannt
2) In den Stadtstaaten werden die Landesminister Senatoren genannt, in Bayern werden sie Staatsminister genannt.

3) Vom Landesparlament gewählte Vertreter des Volkes. Diese müssen nicht dem Landesparlament angehören. 

Außerdem sind alle Mitglieder des Bundestags Mitglieder der Bundesversammlung

4) Wahlen sind allgemein, frei, geheim, unmittelbar und gleich, ab 18

5) Je nach Bundesland existieren unterschiedliche Regelungen zur Bestimmung der Mitglieder des Verfassungsgerichtes auf Landesebene.


Legende

       Wahl (4)

       Entsendung/Mitgliedschaft

       Vorschlagsrecht/Einsetzen/Entlassen


  Exekutive

       Legislative

       Judikative

BundeskanzlerIn
BundespräsidentIn

MinisterInnen

Bundesregierung
Bundesversammlung

gekorene Mitglieder (3)geborene Mitglieder (3)

MinisterpräsidentInnen (1)

MinisterInnen (2)

Bundesrat Landesregierung

Bundestag Landtage

BVG LVG (5)LandesebeneBundesebene

wahlberechtigte Bürger



GEWALTENTEILUNG 

Tragen Sie die entsprechenden Organe in die Tabelle ein! 

Horizontale Gewaltenteilung 
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Vertikale 
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teilung 

Kommunale Ebene 
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Bundespräsident/in 
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VERFASSUNGSORGANE IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
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Wer kann das Amt 
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Verfassungsändernde Gesetze erfordern eine 2/3-Mehrheit 
im Bundestag und im Bundesrat 
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VERHÄLTNISWAHL 

Mehrheitswahlsysteme belohnen die Sieger und übergehen die Verlierer. Sie sind „unfair", sorgen aber 
für eindeutige Ergebnisse. Verhältniswahlsysteme haben demgegenüber den Vorteil, dass sie auch Min• 
derheiten zu einer Vertretung im Parlament verhelfen - proportional zu ihrem Anteil an der Wählerschaft. 
Im Parlament kommen auf diese Weise alle Gruppen der Gesellschaft zu Wort, ehe eine Entscheidung 
getroffen wird. Die Geschichte des Proportionalwahlrechts reicht ins 19. Jahrhundert zurück. 1846 schlug 
VictorConsiderant (1808-1893) dem Großen Rat des Kantons Genf ein Wahlsystem vor, das die Gleich-

. heil der Wähler respektiere und eine „mathematisch getreue Widerspiegelung der öffentlichen Meinung" in 
der Volksvertretung herbeiführe. Es war dies der erste Entwurf eines Listenwahlveriahrens. 
Voraussetzung für die Durchführung eines solchen Verfahrens ist ein größeres Wahlgebiet (eine Region, 
ein ganzes Land), in dem mehrere Volksvertreter zu wählen sind. Zur Wahl stehen nicht einzelne Kandi­
daten, sondern die Kandidatenlisten verschiedener Parteien oder Interessengruppen. Nach Auszählung 
der Stimmen werden die Parlamentssitze so auf die einzelnen Listen verteilt, dass die Zusammensetzung 
des Parlaments am Ende etwa dem Stimmenanteil der verschiedenen Listen entspricht. Welcl1e Personen
als Volksvertreter ins Parlament einziehen, entscheidet sich nach der feststehenden Reihenfolge der Kan­
didaten auf den Listen (sofern es sich um „starre", nicht veränderbare Listen handelt). 
In Verhältniswahlsystemen fällt den Parteien, die den politischen Diskurs organisieren, die Interessen 

bündeln und die Kandidaten auswählen, eine maßgebliche Rolle zu. Die unmittelbare Beziehung zwi­
schen den Wählern und ihren Vertretern kann dadurch aber verloren gehen . Zu den Schwachpunkten 

der „reinen" Verhältniswahl gehört auch, dass sie (wie in der Weimarer Republik) die Zersplitterung der 
politischen Landschaft begünstigt und die Bildung stabiler Mehrheiten erschwert. Deshalb werden häufig 
Sperrklauseln angewandt, um Kleinstparteien von der Verteilung der Mandate auszuschließen. Listen­
wahlsysteme finden sich heute in vielen europäischen Staaten, in Israel, Südafrika oder Indonesien. 
Eine besondere Spielart der Verhältniswahl ist das in .Irland praktizierte Verfahren der übertragbaren Ein­
zelstimmgebung (Single Transferable Vote)_ Dabei hat der Wähler die Möglichkeit, die Kandidaten auf dem 
Stimmzettel in die von ihm gewünschte Rangfolge zu bringen. Benötigt ein topgesetzter Kandidat nur ei­
nen Teil der für ihn abgegebenen Stimmen, um ein Mandat zu erringen , werden die Reststimmen anteilig 
=eweils nächstplatzierten Kandidaten zugeschlagen - und so weiter, bis alle Mandate vergeben sind. 
� Weiteres zum Thema Im Internet: www.ldea.int 

. Wahl�yateme: 

Verhältnisw.ahl 
� 

Beispiel: Listenwahl Sltzvertellung entspricht 
a,nnähernd dem Stimmenanteil 

Wahl In großen 
Wahlkreisen, 

In denen melirere 
Mandate zu 

vergeben slnd 

© Erich Schmidt Verla.g 

Umrechnung der Stimmen in Mandate 
Zuteilung der Mandate an die Listenbewerber 

II B 
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Kandidatenlisten 

� =- � =- � ==- der Parteien . 
4-- 4- 4--
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Die Wählerinnen und Wähler 
entscheiden sich rnlt Ihrer Stimme 
für die Liste einer Partei 
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MEHRHEITSWAHL 

Am Ende des Mittelalters hatte sich das Prinzip der Mehrheitsentscheidung bei Wahlvorgängen fest ein­
gewurzelt. Könige und Papst wurden von den jeweiligen Wahlkörpern mit Mehrheit bestimmt. Aber erst im 
Gefolge der Französischen Revolution, mit der Ausdehnung ·des Wahlrechts auf das ganze Volk, wurde 
die Mehrheitsregel zur Grundlage demokratischer Wahlsysteme. Ziel jeder Mehrheitswahl ist es, eine 
eindeutige Entscheidung über die künftige politische Führung zu ermöglichen. Dabei wird bewusst in Kauf 
genommen, dass nur die Stimmen der siegreichen Mehrheit zur Wirkung kommen, während die der Wahl­
verlierer unter den nsch fallen. Die Verteilung der Mandate als Ergebnis der Mehrheitswahl entspricht 
daher in aller Regel nicht der ursprüngliclwn Verteilung der Wählerstimmen. Ein Mehrheitswahlsystem 
kann deshalb auf Dauer nur funktionieren, wenn das Prinzip der Mehrheitsentscheidung von den Wählern 
allgemein akzeptiert wird und die Minderheit eine Chance hat, selbst einmal Mehrheit zu werden. 
Mehrheitswahlsysteme sind in weiten Teilen der Welt, vor allem im ehemals britischen Einflussbereich, 
verbreitet. Gewählt wird zumeist in Einer-Wahlkreisen, das heißt in jedem Wahlkreis wird nur ein Mandat 
vergeben. Wo das Prinzip der einfachen oder relativen Mehrheit eingeführt ist- wie bei den Wahlen zum 
britischen Unterhaus-, fällt das Mandat demjenigen Kandidaten zu, der die meisten Stimmen erhält (,Jirst 
past the post'). Die für die übrigen Kandidaten abgegebenen Stimmen bleiben unberücksichtigt, auch 
wenn sie zusammen das Ergebnis des Wahlsiegers übertr�ffen. 
Ist die absolute Mehrheit erforderlich - wie im ersten Wahlgang zur französischen Nationalversamm­
lung -, muss ein Kandidat mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen auf sich vereinigen, um sich 
gegenüber seinen Konkurrenten durchzusetzen. Wird diese Mehrheit von keinem der Kandidaten erreicht, 
findet eine Stichwahl zvvischen den erfolgreichsten Kandidaten der ersten Runde statt. In der Stichwahl 
genügt die einfache Mehrheit; in der Regel wird aber doch erreicht, dass sich im zweiten Anlauf mehr als 
die Hälfte der Wähler für einen der Bewerber ausspricht. Eine über die absolute Mehrheit hinausgehende 
qualifizierte Mehrheit wird bei allgemeinen Wahlen nicht verlangt. In besonderen Fällen, wie z.B. bei der 
Wahl des Papstes durch das Kardinalskollegium, kann aber eine Zweidrittel- oder gar Dreiviertelmehrheit 
erforderlich sein. 
Auch im Wahlsystem der Bundesrepublik Deutschland sind Elemente der Mehrheitswahl enthalten. So 
werden die Direktmandate zum Deutschen Bundestag in den 299 Wahlkreisen des Bundesgebietes nach 
dem Prinzip der relativen Mehrheitswahl vergeben. 

Wahl�y,st,eme� 

Mehrheitswahl 

Beispiel: 

Einfache oder relative 

Mehrheit 

Gewählt ist, 

( 

wer die 
meisten 
Stimmen 
erhäh 

----:Ll-----
Wahl in Einer-Wahlkreisen ll,

In Jedem Wahlkreis 
Ist e/11 Mandat zu vergeben. 

um das sich mehrere 
Kandidaten bewerben 

Wahlberechtlgte 
Bevölkerung 

Absolute Mehrheit 

Gewählt ist, 9
wer mehr C 

als die Hälfte 
aller Stimmen 8 erhält 

-----:l:.-----
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Erreicht keiner 
der Kandidaten 

� die absolute 
Mehrheit, findet 
ggf. ein zweiter 
Wahlgang stan 
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MJSCHW AHLSYSTEME 

Wahlverfahren beschreiben die Mittel und Methoden zur Bildung einer Volksvertretung. Die meisten Wahl­
verfahren stützen sich auf eines der beiden Prinzipien Mehrheitswahl oder Verhältniswahl. Jedes dieser 
Prinzipien weist Vorzüge und Nachteile �uf. Für das Prinzip der Mehrheitswahl spricht, dass es die Bil­
dung klarer Mehrheitsverhältnisse und starker Regierungen erleichtert und eine direkte Verbindung zwi­
schen den Gewählten und ihrem Wahlkreis herstellt. Sein Hauptnachteil besteht darin, dass die Stimmen 
für die unterlegenen Kandidaten unter den Tisch fallen und keinerlei Einfluss auf den Wahlausgang haben. 
Im Unterschied dazu sorgt das Prinzip der Verhältniswahl dafür, dass sich fast das ganze Spektrum der 
Wählermeinungen in der Zusammensetzung der Volksvertretung widerspiegelt. Dies kann allerdings zur 
Zersplitterung der politischen Landschaft führen und das Zustandekommen·handlungsfähiger Mehrheiten 
erschweren. Häufig lässt sich durch Feinabstimmung der Wahlverfahren erreichen, dass die Vorteile des 
jeweiligen Wahlprinzips verstärkt und die Nachteile abgeschwächt werden. 
So genannte Mischwahlsysteme unternehmen von vornherein den Versuch, durch ·Kombination beider 
Wahlprinzipien die Nachteile auszugleichen, die jedes für sich haben mag. Zwei Beispiele: 
In einem • Parallelsystem verfügt der Wähler Ober zwei Stimmen. Mit der einen wählt er einen Wahl­
kreiskandidaten, der sich nach dem Mehrheitsprinzip gegen·seine Mitbewerber durchsetzen muss, um 
den Sprung ins Parlament zu schaffen; mit der anderen entscheidet er sich f Or eine Parteiliste, die so viele 

· Parlamentssitze gewinnt, wie ihrem Anteil an den abgegebenen Stimmen en.tspricht. Im Grunde handelt
es sich dabei um zwei getrennte Wahlvorgänge, die zwei Kategorien von Abgeordneten hervorbringen:
die direkt gewählten Wahlkreisabgeordneten und die Listenabgeordneten. In Japan werden auf diese
Weise 300 der insgesamt 480 Unterhaussitze durch Direktwahl in Einerwahlkreisen bestimmt, die übrigen
180 nach dem Prinzip der Ve.rhältniswahl über Parteilisten.
Um eine• personalisierte Verhältniswahl handelt es sich bei der Wahl zum Deutschen Bundestag. Auch
hier verfügt der Wähler Ober zwei Stimmen, von denen er die erste für einen Wahlkreiskandidaten und die
zweite für eine Parteiliste (Landesliste) abgibt . Über die Mandatsverteilung entscheiden letztlich aber die
Stimmenverhältnisse der Listenwahl. Steht die Gesamtzahl der Mandate einer Partei entsprechend dem
Zweitstimmenergebnis fest, werden die Direktmandate ihrer Kandidaten darauf angerechnet und die dann
noch zu vergebenden Mandate aus der Parteiliste in der Reihenfolge der Kandidaten besetzt.
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BUNDESTAGSWAHLEN 

• Wahlarten

• Wahlgrundsätze

• Wahlrecht

• Wahlsysteme
Mehrheitswahl + Verhältniswahl = personalisierte Verhältniswahl

• Überhangmandate

• 5% Klausel

Quellen: Netzwerk Politik, Grundgesetz, www.Zahlenbilder.�e 



KLASSENARBEIT 

WIRTSCHAF /POLITIK 

J. Nennen Sie die Sozialversicherungen und ihre�· 10

2. Wer sind die „Sozialpartner"?

3. Warum ist Fraktionszwang eigentlich nicht zulässig?

!

4. Erläutern Sie die vertikale Gewaltenteilung im Bereich der Legislative.

6 

15 

5. In welchen Zeitabständen wird der Bundespräsident gewählt und wer wählt ihn?

bitte wenden! 

1,<T



6. Wer bestimmt die Bundesminister?

7. Ordnen·Sie die Zuständigkeiten zu.

!.: Bundestag
2.: Bundesrat
3.: Bundesregierung
4.: Bundespräsident

8. Erläutern Sie den Begriff „KC1ulition" .

Zuständigkeit 

Den Bundeshaushalt erstellen 

Die Regierung kontrollieren 

Die Länder bei der Gesetzgebung vertreten 

Die Bundeskanzlerin ernennen 

Nr. 

9. Für ein Zustimmungsgesetz ist - im Gegensatz zu einem einfachen Gesetz - die Zustimmung des
......... .......................... zwingend erforderlich. 

I 0. Wie heißt der Bundespräsident? 

16 

6 
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